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Kirchen und Miıtbestimmung
Dıie Öffentlichkeit reagıert heute recht eMP- Auch diese Denkschrift will keine verbindliche
findlich, wWenn kirchliche tellen sich poli- Lehrmeinung darstellen, sondern 1Ur der sach-
tischen und sozialen Fragen außern. Zugleich lichen Urteilsbildung dienen. Aus beiden Do-
ber ordert INa  3 nıcht selten VO  =)| den Kır- kumenten aßt sıch jedoch ein gewlsser Über-
chen klare, unmißverständliche Stellungnah- blick gewınnen, WIe sachkundige und VCI-

19814  3 solchen Fragen, nıcht bloße allge- antwortungsbewulßite Männer der Kirchen dıe
meıine Ermahnungen. Auch 1n der 1M Augen- Mitbestimmungsfrage beurteilen.
blick heftig umstrittenen Frage einer CI - Zunächst bestätigt siıch der schon Jange VOT-weıterten Mitbestimmung 1n den größeren herrschende Eindruck, da{ß die praktisch -Wirtschaftsunternehmen suchen Befürworter stehenden Probleme der Mitbestimmungund Gegner bei den Kirchen Unterstützung. vielschichtig sınd, als dafß s1e allein mit ethi-Man beruft sich auf letzte sittliche VWerte, aut schen Prinzıpıen der durch Berufung aufMenschenwürde, soziale Gerechtigkeit, Frei- kirchliche Dokumente eindeutig 1n der einenheit, für deren Verteidigung auch dıie Kirchen der anderen Rıichtung ents  j1eden werdenVerantwortung tragen. könnten, eIwa durch den Hınvweis aut eın

Aus dem vVeErsSanSsSCNCH Jahr liegen VOonNn

katholischer und VO':  3 evangelischer Seite Stel- natürliches Eigentumsrecht der Aktionäre der
auf das echt der freien, demokratischenlungnahmen ZUr Miıtbestimmung VOT, WE

auch 1n vVers!  jiedener Form und miıt er- Selbstbestimmung der Arbeitnehmer 1mM Be-
trieb. Wenn Rauscher Beginn der Mön-schiedlichem Gewicht. Dıie Katholische Sozial-

wissenschaftliche Zentralstelle rıie 35 füh- chengladbacher Tagung der Hoffnung Aus-
druck vab, 6r möchten 1n der Mitbestimmungs-rende Vertreter der katholischen Gesellschafts-

lehre VO bis Februar 1968 einer irage Lösungsmöglichkeiten gefunden werden,
die allen Beteiligten verecht werden, eineKlausurtagung über Mitbestimmung nach

Mönchengladbach ZUSaMmMmMmMenN, deren Referate „Zerreißprobe des sozialen Katholizismus“
vermeiden, War schon VO  - vornhereın VOI-

und Diskussionsbeiträge 1n der Zwischenzeit auszusehen, dafß sich diese Erwartungen aut
1mM Druck erschienen sind Auf evangelischer der Tagung nıcht erfüllen würden. Die Gegen-Seıite hat der Rat der EK  > November satze 1m Grundsätzlichen lieben vielmehr 1n
1968 ine Studie ihrer Kammer für soziale ihrer SanNzZCH Schärte stehen, dafß INa  3 1n
Ordnung über die Miıtbestimmung 1n der der Presse O: VO'  «} einer „teilweiseWirtschaft der Offenrtlichkeit übergeben hört ffenen Diskussion“ lesen konnte. Die

Mitbestimmung. Referate und Diskussion aut einzıge Annäherung der Standpunkte dürfte
der Tagung Yatholischer Sozialwissenschattler VO: darın sehen se1in, da{fß otfenbar keiner der
1F bıs 19 Februar 1968 in Mönchengladbach. Teilnehmer eiıne pariıtätische Mitbestimmung
Hrsg VO  >; Anton Rauscher. öln Bachem 1968 als sittlich absolut unvertretbar verurteilen
287 Kart. 15,— wollte, während umgekehrt A Nell-Breu-

Sozialethische rwagungen ZUr Mitbestim-
in der Wirtschaft der Bundesrepublik nıng als ıhr stärkster Befürworter s1e uch

mMung nıcht als unbedingt notwendig Aus$ irgendwel-Deutschland. Eıne Studie der Kammer für soziale
Ordnung. Hrsg. VO: Rat der Evangelischen Kirche chen Sachverhalten abzuleiten versuchte, SOI1-

dern s1e NUur als „dringendst wünschenswert“ın Deutschland. Hamburg: Furche-Verlag 1968
ansah.
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Im wesentlichen wurden d1e schon oft gC- sehenerregendem Inhalt. Da wurde VO!]  -}

hörten Argumente wiederholt und präzisiert: „einem fast sensationellen Stellungswechsel
des promiınentesten katholischen Betürworters

V, Nell-Breuning und seın Kreıs möchten
iın Wirtschaftsverhältnissen, 1n denen Eıgen- der Mitbestimmung” gesprochen, VO dem

„tiefen Eindruck“, den die „Gegnerschafttumer und Unternehmer nıcht mehr identisch
ZUr aktuellen Miıtbestim-sind, ıne interessen-dualistische Konzeption Nell-Breunings

mungsforderung des DGB“* bei den Tagungs-des Unternehmens verwirklicht sehen, derzu-
folge die Unternehmensleitung VO'  3 beiden be- teilnehmern hinterlassen habe. Daran War Ur

richtig, daß V, Nell-Breuning se1n eigenesteiligten Produktionsfaktoren, Kapital und
Arbeıt, Jegitimiert wird. Briets hingegen Modell eiıner Unternehmensverfassung aus

verschiedenen Gründen der Ausweitung des
wAarnfie VOTLT den Gefahren eınes Demokratis-
MUS, daß dıe Gewerkschaften sich 1mM Zentrum Montan-Modells auf die übrıge Wirtschaft

vorzieht, die ıhm aber immerhin als die zweit-der unternehmerischen Funktion und Verant-
WwOrtung ansiedeln wollen, und Messner sah beste Lösung erscheint. Da Wr VO  - einer

„überraschend kleinen Minderheit“ die Rede,1n der wirtschafrtlichen Miıtbestimmung einen
die siıch für eine Erweıterung der Montan-Mıt-Hemmschuh für die Erfüllung der Sozialtunk-
bestimmung ausgesprochen habe Tatsächlich

t10N der Unternehmerleistung, nämlıch mehr
tanden keinerlei Abstimmungen s bei de-

und rationeller produzieren. Ob INan da-
nNnenNn klare Mehrheiten oder Minderheiten hät-

MIi1t 1 den Grundsatzfragen nicht aneinander
ten 1n Erscheinung treten können, und AUuUS denvorbeigeredet hat? Dıiıe Beiträge der Em-
kritischen Fragen, die die Diskussionsteilneh-piriker schienen da ZuUur Sachproblematik fast
mmer die Referenten richteten, 1eß siıch ıhre

mehr herzugeben: Gaugler wI1ies 1n einer
betriebswirtschaftlichen Analyse nach, da{fß 1U eigene Stellungnahme oft nıcht klar erkennen.

Außerdem Jag die Auswahl der Teilnehmer
ganz bestimmten Bedingungen die Mıt-

bestimmung nach dem Montanmodell sich und Referenten 1n der Hand der Tagungslei-
Lung, die nicht als „mitbestimmungsfreund-überhaupt auf die unternehmerische Entschei-

dung auszuwirken ermag, und Scheuch liıch“ gelten kann, sich ber eine gerechte
Ausgewogenheit emühte. Nun stehen die Re-

warnte als Soziologe davor, mi1t den Regeln
der Mitbestimmung Fragen anzugehen, dıe ferate un! Diskussionsbeiträge der Offent-

ichkeit ZUr Verfügung, da{fß der Leser cselbst
wesentli politischen Charakters sind Be1
allen Bedenken eine Ausweıitung der das Gewicht der Argumente gegeneinander

abwägen und die Präzisierungen verfolgenMontan-Mitbestimmung aut die übrıge Wırt-
schaft 7ing Aaus den Retferaten VO  3 ılh We- kann, die s1e 1mM auf der Diskussion erfuhren.

Dıiıe Tagungsleitung wird 1n Zukunft Vor-ber un Hennıing doch jedenfalls hervor,
daß diese VO:  3 den Aussagen der katholischen 192 dagegen tretften aben, dafß ber der-

artıge Veranstaltungen Aaus der Feder VO!]Soziallehre, besonders des ı88 Vatikaniıschen
Konzils, und VO Grundgesetz der BRD WAar Nicht-Tagungsteilnehmern unüberprüfbare Be-

richte erscheinen, die geeignet sind, dıe Ofttent-nıcht gefordert, ber Mit ihnen 7zumindest auch
nıcht unvereinbar sind Mehr Einigkeit WAartr 1n ıchkeit einselit1g politisch beeinflussen, Ww1e

Panz allgemeın 1ın einer ımmer pluralistischerMönchengladbach 1n dieser Frage nıcht
zielen. werdenden Gesellschaft und Kıirche den ol-

chen remıen präsidierenden Bischöfen die
Die Tagung hatte ber noch eın Nachspiel,

dessen Folgen durch die Veröffentlichung der NECUEC Aufgabe zukommt aIiur SOTSCH, daß
die notwendigen, fruchtbaren Auseinander-Tagungsprotokolle jetzt hoffentlich beseitigt

werden. Obwohl N sıch nämlich eıne SETZUNKCNH 1n Fairnefß ausgetrasgech werden.
Dıie kurze evangelische Denkschrift nthältKlausurtagung handelte, der NUuUr eın

Pressevertreter 1mM Auftrag der KN  > ZU: wesentli mehr konkrete Gesichtspunkte und
Vorschläge ZUrFr Lösung der Mitbestimmungs-ZOZE worden WAal, erschienen 1n den verschie-

densten Zeıtungen alsbald Artikel mMIit auf- frage als die Mönchengladbacher Diskussıion.
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Man merkt dem Dokument A dafß ihm und das Austragen Von Konflikten nıcht
lange Gespräche und Auseinandersetzungen AuUS könnte als Zielvorstellung 1n die rechte

wirklichen Sachkennern voTrTausgegangen Rıchtung weisen: In der Eigentumsfrage WITr:
seın müussen. Schon 1mM Orwort wırd aller- die Forderung nach breiterer Eıgentums-dıngs zugegeben, daß in der Kernfrage, nam- StreUUNg, die schon 1n der Denkschrift von
lıch ber die Zusammensetzung der Autsichts- 1962 erhoben wurde, wiederholt, ber darin
rate VO:  -} Großunternehmen, innerhalb der kein Ersatz für die Mıtbestimmung gesehen.
Kammer für soz1ıale Ordnung der EKD keine Es kann nıcht heißen: Mitbestimmung NUur
Eınigung erzielt werden konnte. Alle Miıtglie- ber Miıteigentum! Was die Gewerkschaften
der stimmten dem Leitgedanken Z& daß alle, angeht, wird ihnen das echt zugestanden,
die eın Unternehmen gemeinsam tragen die Hälfte der Arbeitnehmervertreter für den
haben, auch 1n der Lage seın sollten, iıhre In- Aufsichtsrat nomiınıeren, während die —

und menschlichen Anliegen 1n einer dere Hälfte Aaus Belegschaftsmitgliedern be-
wirksamen Weise vertreten lassen. Man stehen ollte, Jedo wırd die Legitimation der
sieht das Unternehmen 1Iso nıcht einseltig AaUuUSs Arbeitnehmervertretung durch ine
der Sıcht der Kapitaleigner. Trotzdem wurde ahl VO  ; den Arbeitnehmern selbst gefor-
weder das Montan-Modell noch der Vorschlag dert. Weil der Einfluß der Banken auf die
einer Unternehmensversammlung akzeptiert. Unternehmen sıch 1elfach stabilisierend auf
Eıine Mehrheit befürwortete 1ne Kompromi(ß- diıe Geschäftspolitik auswirkt, collte ihr sach-
lösung: Die Hälfte des Aufsichtsrats se1l MIt verständiger Rat erhalten bleiben, ugleich
Vertretern der Kapıitaleigner, eın Drittel mMIit ber das Depotstimmrecht der Anteilseigner
Arbeitnehmervertretern, das verbleibende nıcht VO!]  w} denselben Bankinstituten ausgeübt
echstel mMIit Personen des beiderseitigen Ver- werden, die auch als Kreditgeber auftreten.
Lrauens besetzen. ber einıgen Mitgliedern Bezüglich der Einflufßrechte der soztialen Grup-schien dieser Vorschlag die anzustrebende Ent- pen wırd VOrTr einer ınteressengebundenenwicklung ZUr parıtätischen Miıtbestimmung Sıcht SCWAaTNT, derzufolge jeder Mensch und
verzögern, während anderen die Rechte jede Gruppe der Überzeugung ne1gt, demder Kapitaleigner sehr einzuengen drohte allgemeinen ohl und der wirtschaftlichen

Man hat der Denkschrift nıcht NUur deshalb, Entwicklung sCe1 besten gedient, WeNn
sondern auch vieler anderer Punkte den die entscheidenden Befugnisse bei ihnen liegen.
Vorwurf gemacht, S1e se1l abgewogen, laufe Wenn 65 bei der Mitbestimmung VOor allem

sehr auf ıne Gegenüberstellung nach dem darum geht, die Wirtschaft als eiınen Lebens-
Schema „einerseits andererseıits“ hinaus, bereich gestalten, „1N dem der Mensch seine
steuere wenıg konkrete Vorschläge ZUr ıhm VO  -} Gott gegebenen Anlagen enttalten
praktischen Regelung der Mitbestimmung kann“, dann wırd viel auch davon abhängen,bei Wıiıird ber damit die Aufgabe eiıner Kır- ob gelingt, 1M Betrieb die menschliche Zu-
che, die sıch NUur für die sozialethischen Ge- ammenarbeit verbessern und die persOn-sichtspunkte verantwortlich weiß, N  cht wieder ıche Mitverantwortung der Arbeitnehmer
politisch überfordert? wecken. Durch die Denkschrift ziehen

Es 1St schon viel, daß mMan einstiımmıg ıne sıch diesbezügliche Mahnungen und Vor-
Verbesserung der Mitbestimmungsrechte als schläge
ine sozialethische Forderung uNnserer eit klar Wiıe die Denkschrift ın ihrem Orwort
bejaht und eine Begründung Aaus der Be- richtig bemerkt, mu{fß Zielsetzung derartı!-
rufung des Menschen Freiheit und Verant- SCr Stellungnahmen se1n, „einer alschen
wOrtung in Jesus Christus versucht hat Der Frontbildung 1n Kırche und Gesellschaft ent-

Ausgleich, den diıe enkschrift 1n vielen gegenzuwirken“. Eın solcher hilfreicher Be1-
strıttenen Punkten versucht wobe! betont trag ZUr gegenseiıtigen Verständigung wird
wird: „Partnerschaft zwischen sozıalen Grup- auch VO  3 der Offentlichkeit N aNngeENOM-
PCHh schließt gegensätzliche Standpunkte Walter Kerber SJInen \_yerden.
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